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Regierungserklärung von Bundeskanzler Gerhard Schröder vor 
dem Deutschen Bundestag zur aktuellen internationalen Lage am 
Donnerstag, 13. Februar 2003, in Berlin.

Sperrfrist: Redebeginn!
Es gilt das gesprochene Wort

"Unsere Verantwortung für den Frieden"

Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren,

Deutschland träg t m it Verantwortung:

Mit Verantwortung im Kampf gegen den internationalen 
Terrorismus.

Mit Verantwortung fü r die Durchsetzung e iner 
bedingungslosen Abrüstung des Irak.

Und m it Verantwortung für den Frieden.

Deutschland trägt d iese Verantwortung gemeinsam  m it 
den anderen Staaten der Vereinten Nationen und hält 
daran unbeirrt fest.

Deutschland steht zu seinen Bündnispflichten in der 
Nato. Wenn ein Partner angegriffen wird, werden auch 
w ir ihn verteid igen. Das haben w ir bewiesen. Das wird 
so bleiben.

10.000 Männer und Frauen der Bundeswehr sind 
m ittlerweile an internationalen Einsatzorten stationiert, 
um Menschen Fre iheit und S icherheit zu gewährle isten. 
Auf dem Balkan, in Afghanistan und im Rahmen von 
"Enduring Freedom".

Dafür gebührt Ihnen unsere Hochachtung und unser tie f 
em pfundener Dank.

W ir tun unsere Pflicht für den Frieden. Gemeinsam  m it 
Frankreich, Russland und anderen untern im m t die 
Bundesregierung alle Anstrengungen, den Konflikt m it 
dem Irak auf friedlichem  Wege zu lösen. Das ist
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möglich. Darum kämpfen wir.

Dies klar und deutlich zu sagen - unseren Bürgerinnen 
und Bürgern und unseren am erikanischen Freunden - 
ist meine Verantwortung als Bundeskanzler.

Meine Damen und Herren,

der Kampf gegen den internationalen Terrorism us 
erfordert nach wie vo r unsere höchste Aufm erksam keit.

Diesen Kampf können w ir gewinnen.

Im Interesse der S icherhe it der Menschen und des 
Friedens in der W elt müssen w ir ihn auch gewinnen. 
Aber keineswegs haben w ir ihn bereits gewonnen.

Deshalb kämpfen unsere Spezialtruppen Seite an Seite 
m it Am erikanern diesen Kampf.

Am Montag d ieser Woche haben die deutschen Soldaten 
in Kabul das offizie lle Kommando über die ISAF-Schutz- 
Truppe der Vereinten Nation übernommen.

Bis zu 2.500 Soldaten werden die Arbeit leisten. Und sie 
leisten sie gut.

Ich will, dass w ir das se lbstbewusst unserem  Volk, aber 
auch unseren Partnern in der NATO sagen. Wenige 
NATO-M itglieder leisten, was w ir leisten. Das darf n icht 
vergessen werden.

Mit der Entsendung d ieser Soldaten haben w ir als 
Regierung, aber auch als Abgeordnete des Deutschen 
Bundestages gegenüber den Betroffenen und ihren 
Angehörigen eine große Verantwortung übernommen.

Unsere Bevölkerung und die Menschen in a lle r Welt 
haben ein Recht da rau fzu  wissen: W ir werden uns die 
Entscheidung über m ilitärische Gewalt und die 
Entsendung von Truppen n iemals le icht machen.

Und wir werden n iem als einen Zweifel daran lassen, 
dass w ir solche Entscheidungen ausschließ lich au f der 
Grundlage fester Prinzipien treffen.

Prinzipien, die universell sind und von denen w ir uns in
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unserem Handeln, aber auch in unseren Bündnissen 
leiten lassen. Prinzip ien der Freiheit, des Friedens und 
des Rechts.

Es wird aber auch deutlich werden, dass w ir diese 
Entscheidungen souverän und das heißt in e igener 
Verantwortung treffen.

Meine Damen und Herren,

die Bundesrepublik Deutschland hat in einem Maße 
internationale Verantwortung übernommen, wie es vor 
einigen Jahren kaum vorste llbar gewesen wäre: auf 
dem Balkan, vor allem  aber nach den verheerenden 
Terroranschlägen des 11. Septem ber 2001 in New York 
und Washington.

Den deutschen Beitrag, den Frieden zu erhalten und zu 
stabilisieren, haben w ir se it 1998 verzehnfacht. Von 
200 Millionen auf 2 M illiarden Euro pro Jahr.

Deutschland ste llt heute nach den Vereinigten Staaten 
von Am erika das zweitgrößte Truppenkontingent in 
internationalen Einsätzen zu r Sicherung und Wahrung 
des Friedens.

Insgesam t haben se it 1998 mehr als 100.000 deutsche 
Soldatinnen und Soldaten in solchen Einsätzen ihr 
Leben und ihre Gesundheit riskiert.

Zu d ieser Politik der So lidarität konnte und durfte es für 
uns keine A lternative  geben. Geleistete So lidarität 
schafft aber auch das Recht, ja die Pflicht, zu 
differenzieren.

Dass angesichts der fortbestehenden Gefahr durch den 
internationalen Terrorism us der Al-Qa'eda alle 
Maßnahmen und Entscheidungen auch darauf überprüft 
werden müssen, ob sie dem Kampf gegen diesen 
Terrorismus nützen oder schaden, sollte 
se lbstverständlich sein.

Das g ilt auch für die aktuelle Krise um den Irak.

Wer diese Krise m it m ilitärischen Mitteln lösen will, 
muss eine Antwort auf die Frage haben, ob das die 
weltweite A llianz gegen den Terrorismus, der auch rund
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fünfzig m ehrheitlich m uslim ische Nationen angehören, 
voranbringt - oder ob es diese A llianz gefährden, 
vie lle icht sogar sprengen könnte.

Meine Damen und Herren,

die Politik der Bundesregierung war stets 
Friedenspolitik, Das g ilt fü r den W iederaufbau in 
Afghanistan wie auch für unsere Bemühungen - in 
denen w ir n icht nachlassen dürfen - um dauerhaften 
Frieden und S icherhe it im Nahen Osten.

Die vornehm ste Aufgabe internationaler Politik ist es 
Kriege zu verhüten. Daran orientieren wir uns.

Keine Realpolitik und keine S icherheitsdoktrin darf dazu 
führen, dass w ir uns schleichend w ieder daran 
gewöhnen, den Krieg als gleichsam normales Mittel der 
Politik zu betrachten.

Und auch als letztes Mittel der Konfliktlösung unterliegt 
die Anwendung m ilitä rischer Gewalt strengen 
Beschränkungen.

Ausnahmen bilden namentlich die Selbstverte id igung 
gegen einen unm itte lbar bevorstehenden bewaffneten 
Angriff oder die vom S icherhe itsrat m andatierte Abwehr 
einer unm ittelbaren, schweren Gefahr für den 
internationalen Frieden.

In diesem S inne hat sich, in einem über Jahrhunderte 
währenden Prozess, das Vö lkerrecht herausgebildet. Die 
Satzung der Vere inten Nationen beruht auf diesem 
Grundsatz des Gewaltverbots.

Treibende Kraft dabei waren im m er w ieder die 
Vereinigten Staaten von Amerika - denken w ir an 
Namen wie W ilson oder Roosevelt.

Kern d ieses Prozesses ist das Prinzip, die S tärke des 
Rechts an die S te lle  e ines Rechts des Stärkeren zu 
setzen.

Das ist das gem einsam e W erte-Fundament, das uns 
fest m it unseren am erikanischen Freunden verbindet.

Die transatlantische Freundschaft war nie eine eng und
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egoistisch verstandene Zweckgenneinschaft. S ie ist und 
bleibt eine W ertegem einschaft.

Diese W ertegem einschaft kann auch bei gelegentlichen 
Meinungsverschiedenheiten in ihrer Substanz nicht 
berührt werden.

Deutsche und Am erikaner verbindet längst nicht m ehr 
nur die Dankbarkeit, die w ir fü r die Befreiung von der 
Nazi-D iktatur und die Chance zum demokratischen 
W iederaufbau empfinden.

Uns verbindet eine ku lture lle Zusam m engehörigkeit, die 
weit in den A lltag unseres Volkes hineinreicht.

Und uns e int eine Freundschaft, die auf gegenseitigem  
Respekt und der Verfo lgung gem einsamer Ziele beruht. 
Und die deshalb auch unterschiedliche Meinungen zu 
wichtigen Fragen ertragen muss.

Wir streiten heute n icht um Details e iner 
S icherheitspo litik. N icht um vordergründigen 
strategischen oder ökonom ischen Nutzen. Und schon 
gar nicht um Sein oder N icht-Sein der NATO.

Aber es geht darum , ob W iilensbildung m ultilateral 
bleibt. Es geht dabei auch um die Rolle Europas, und 
zwar des ganzen Europas.

Dass d ieser Kontinent seine Rolle ohne engste 
Zusam m enarbeit zw ischen Frankreich und Deutschland 
nicht spielen kann, ist eine Erkenntnis, die einmal 
gemeinsame Auffassung des ganzen Hauses war.

Es geht also um den besten Weg, die Kontinuität 
unserer gem einsam en Prinzipien zu wahren - und das 
heißt vor allem  des Prinzips einer Rechtsordnung, die 
universell und dem Frieden dienlich ist.

Meine Damen und Herren,

heute ste llt sich d iese Frage in der Golfregion. Die 
Verantwortung dafür trägt das Regime in Bagdad.

Über die Natur des Regimes von Saddam Hussein 
machen w ir uns keine Illusionen.
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W ir haben dafür zu sorgen, dass der Irak die 
H indernisse ausräum t, die das Regime einer friedlichen 
Entwicklung und der Herrschaft des Rechts in den Weg 
stellt.

W ir unterstützen daher vorbehaltlos die Forderungen 
der internationalen Gem einschaft nach einer 
bedingungslosen Abrüstung des Irak und seiner vollen, 
aktiven Kooperation m it den W affeninspekteuren.

Der W eltsicherheitsrat hat in se iner Resolution Num m er 
687 im April 1991 als Z ie l und Rahmen eine 
"ausgewogene und um fassende Rüstungskontrolle in 
der Region" und die "E inrichtung einer von 
Massenvernichtungswaffen freien Zone im Nahen und 
Mittleren Osten" verbind lich festgeschrieben.

Die dem irakischen Regime aufgegebene Abrüstung ist 
demnach ein e rste r Schritt in Richtung auf d ieses Ziel. 
Durch seine w iederholten Verstöße gegen UN- 
Resolutionen steht der Irak b isher diesem Ziel im Wege.

Deshalb hat der W eltsicherhe itsrat in se iner Resolution 
1441 vom 8. Novem ber 2002 einstim m ig beschlossen, 
dass der Irak lückenlos Bericht zu erstatten und 
verbliebene Potentiale an Massenvernichtungswaffen 
vorbehaltlos und nachprüfbar abzurüsten hat.

Deutschland trägt d iese Resolution m it und hat an ihrer 
Umsetzung stets aktiv  m itgew irkt:

W ir haben Personal bere itgeste llt und Ausrüstung und 
Informationen fü r die W affeninspekteure.

W ir unterstützen die Resolution 1441 und ihr Ziel als 
Mitglied und derze itiger Vorsitzender des 
W eltsicherheitsrats.

Diese Resolution enthä lt keinen Autom atism us zur 
Anwendung m ilitä rischer Gewalt. Wenn die Vorsitzende 
der CDU - wie sie das auf der S icherheitskonferenz 
getan hat - das Gegenteil behauptet, dann irrt sie und 
führt die Menschen in die Irre.

Das Entscheidungsmonopol auf die Anwendung von 
Gewalt, darin sind w ir uns m it unseren Partnern in 
Europa und anderswo einig, muss beim W eltsicher­
heitsrat bleiben.
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Meine Damen und Herren,

die letzte M ission der Inspekteure in Bagdad hat - nach 
allem, was w ir b isher w issen - zu wichtigen 
Fortschritten geführt.

Die Inspekteure, die morgen dem W eltsicherheitsrat 
erneut Bericht erstatten werden, haben nie einen 
Zweifel am notwendigen Umfang ihrer Mission gelassen.

W ir müssen sie befähigen, ihre Aufgabe erfolgreich zu 
Ende zu bringen.

Wie w ir in unserer gem einsam en Erklärung m it 
Frankreich und Russland - die von China unterstützt 
wird und auch au f der Linie weiterer M itglieder des 
S icherheitsrates liegt - betont haben, muss es in d ieser 
Phase darum gehen, säm tliche Möglichkeiten für eine 
friedliche Lösung des Konflikts auszuschöpfen.

Die Inspektionen müssen fortgesetzt und ausgeweitet werden.

Aus unserer eigenen Geschichte wissen wir, dass 
tiefgreifende Veränderungen oft nur durch langfristige 
Prozesse erre icht werden können.

Das glückliche Ende des Kalten Krieges ist eben auch 
ein Erfolgsbeweis fü r die Politik der Eindämmung und 
Abschreckung.

Ohne dass je  eine m ilitärische Option auch nur zu 
Gebote gestanden hätte, konnten am Ende die Z iele 
von Freiheit, Frieden und Rechtsstaatlichkeit erre icht 
werden.

Entscheidend war in d iesem  Prozess das beharrliche 
Eintreten für unsere W erte und Prinzipien im Rahmen 
des westlichen Bündnisses.

Auch wenn es m itun ter Meinungsverschiedenheiten 
gegeben hat, stand die E in igkeit im Ziel einer 
freiheitlichen, fried lichen Ordnung unseres Kontinents 
stets unverrückbar fest.

Auch heute bekennen w ir uns ausdrücklich zu unseren 
Bündnisverpflichtungen und nehmen sie entschieden
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wahr. Das Bündnis h ilft Partnern, die in Gefahr sind.

Auch die Türke i kann sich auf unsere Solidarität zu r 
Gefahrenabwehr jede rze it verlassen.

Den Forderungen, die in der NATO auf dem Tisch liegen, sind wir 
tatsächlich bereits nachgekommen.

So habe ich schon im Dezember öffentlich zugesagt, dass die 
deutschen AWACS- Besatzungsmitglieder für den Schutz der Türkei 
zur Verfügung stehen.

Zusammen mit den Niederlanden stellen wir der Türkei das modernste 
Gerät zur Raketenabwehr zur Verfügung, das in Europa verfügbar ist - 
die Patriot-Systeme.

Diese Systeme haben wir im übrigen auch Israel geliefert.

Soldaten der Bundeswehr schützen seit Ende Januar amerikanische 
Kasernen, Flugplätze und Einrichtungen. Etwa 1.000 deutsche 
Soldaten sind für diese Aufgaben bereits eingesetzt.

Auch deshalb halten wir mit unseren Freunden aus Frankreich und 
Belgien einen förmlichen NATO-Beschluss über die Aufnahme von 
Planungen für einen Krieg vor den Erörterungen des Sicherheitsrates 
nicht für angemessen.

Für uns steht die So lida ritä t m it der Türkei, auch die 
Solidarität in der A llianz außer Frage. Doch w ir halten 
auch - anders als S ie und Ihre politischen Freunde - die 
Aktionseinheit m it Frankreich für unverzichtbar. 
Deutsche Politik darf nie Frankreich isolieren.

Wir alle wollen die Entwaffnung des Irak erreichen. 
Untersch ied licher Meinung sind w ir über die Wahl der 
Mittel zu r Durchsetzung und die Zeitvorstellungen zur 
Erreichung dieses Zie ls.

Meine Damen und Herren,

der Bundesaußenm in ister hat im W eltsicherheitsrat 
darauf hingew iesen, dass während der Inspektionen 
von 1991 bis 1998 nachweislich mehr Massen­
vernichtungswaffen im Besitz des Irak abgerüstet 
worden sind als während des gesamten Golfkrieges.

Es spricht also alles dafür, dass kontrollierte Abrüstung und 
w irksame Inspektionen ein durchaus taugliches Mittel 
zur Beseitigung der Gefahr durch
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Massenvern ichtungswaffen sind.

Wer angesichts dessen heute einer m ilitärischen Option 
den Vorzug gibt, der m üsste glaubhaft machen, dass es 
keine A lternative zum  Krieg gibt.

Die Bundesregierung - ich sage es bewusst nochm als - 
ist gemeinsam  m it Frankreich, Russland, China und 
zahlreichen anderen Staaten ausdrücklich n icht d ieser 
Meinung.

Ebenso wie unsere europäischen Partner und die 
Vereinigten Staaten wollen w ir dazu beitragen, auch im 
Nahen Osten eine dauerhafte und stabile Friedens­
ordnung zu schaffen.

Dazu gehört die S icherhe it Israels ebenso wie ein 
unabhängiger, lebensfähiger und demokratischer Staat Palästina.

Eine militärische Auseinandersetzung im Irak würde diesen Prozess 
nach unserer Einschätzung nicht erleichtern, sondern verlängern 
und erschweren.

Eine m ilitärische Konfrontation und die Besetzung des 
Irak würde die Reform - und Dialogbereitschaft in 
islam ischen Ländern vermutlich weiter blockieren und 
die Gefahr te rro ristischer Anschläge erhöhen.

Wenn ich, m it m ir Außenm in ister Fischer, so 
leidenschaftlich dafür Kämpfe, dem Frieden eine Chance 
zu geben, dann gesch ieht das eben auch aus tie fer 
Sorge um die Folgen fü r Israel.

Eine neue W elle des Kam ikaze-Terrors m it seinen 
entsetzlichen Opfern unter der israelischen - und in der 
Folge durch Vergeltungssch läge auch unter dem 
palästinensischen Vo lk  - müssen gerade w ir zu 
vermeiden helfen.

Einer der wesentlichen Gründe, warum es den 
Vereinigten Staaten und uns nach dem 11. Septem ber 
2001 gelungen ist, eine breite Koalition gegen den 
Terror zu schm ieden, war die Ablehnung jede r Idee, es 
könne sich um einen "Kam pf der Kulturen" oder um 
einen Feldzug "des W estens" gegen "den Islam" 
handeln.

Wenn w ir je tz t den Prozess der Abrüstung des Irak und 
der politischen Befriedung für gescheitert erk lärten,
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würden w ir Fanatikern Zu lauf und Bestätigung 
bescheren, die d iese Konfrontation der Kulturen 
herbeipredigen und m it ihren schändlichen Attentaten 
herbeibomben wollen.

Dagegen beharren w ir aber auf der Integrität e iner 
jeden Z iv ilisation gegen die Gewalt von Terroristen und 
auf der Überlegenheit e iner Friedensordnung des 
Rechts.

Gerade deshalb ist es unsere Pflicht und Schuld igke it, 
jeden Stein zweim al umzudrehen, um eine friedliche 
Lösung zu erreichen. Das ist die Position der 
Bundesregierung und ihrer Partner.

Meine Damen und Herren, 

die A lternative heißt eben nicht;

Krieg oder Nichtstun.

W erden  Krieg ablehnt, ist nicht zum "Appeasement" 
verdammt.

Unser unm ittelbares Vorgehen orientiert sich im 
wesentlichen an fünf Punkten:

Erstens: Resolution Nr. 1441 enthält keinen 
Automatism us zur Anwendung m ilitärischer Gewalt. 
Vordringliche Aufgabe ist es, säm tliche Mittel zu r 
friedlichen Konfliktlösung auszuschöpfen und in ih rer 
Anwendung zu optim ieren.

Zweitens: Irak muss umfassend und aktiv m it dem 
S icherheitsrat und den W affeninspektoren kooperieren. 
W ir brauchen e indeutige K larheit über 
Massenvern ichtungsm ittel im Besitz des Irak und, so es 
sie gibt, deren endgültige Abrüstung.

Drittens: Die Entscheidungskom petenz über den 
Fortschritt der Inspektionen und säm tliche eventuellen 
Konsequenzen liegt ausschließ lich beim S icherhe itsrat 
der Vereinten Nationen.

Viertens: Entscheidendes Instrum ent fü r die 
Beseitigung verbotener irak ischer Rüstungsprogram m e 
ist und ble ibt ein w irksam es Inspektions- und
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Verifikationsregim e. Es muss ausgebaut und den 
Erfordernissen entsprechend verstärkt werden.

Fünftens: Unser Z ie l ist es, dauerhafte Strukturen für 
die Eindämmung vom  Irak ausgehender Gefahren, für 
Abrüstung und S tab ilitä t in der gesamten Region zu 
schaffen.

Der französische Außenm in ister hat am 5. Februar im 
W eltsicherheitsrat Vorschläge gemacht, die auf die 
Schaffung eines effektiveren Inspektionsregim es 
abzielen.

Diese Vorschläge hat Frankreich inzwischen weiter 
konkretisiert.

Im Kern handelt es sich darum:

. die Zahl der Inspektoren zu verdoppeln oder 
verdreifachen;

• ihre Ausstattung m it technischem  Material, 
In frastruktur und spezie ll qualifiziertem  Personal 
aufzustocken und zu diversifizieren;

♦ die Koordinations-, Aufklärungs- und 
E ingriffsm öglichkeiten der Inspektoren zu 
präzisieren und zu verstärken.

Diese Vorschläge werden von der Bundesregierung 
ausdrücklich unterstützt.

Parallel dazu arbeiten wir, gemeinsam mit Frankreich 
und anderen Partnern, an Vorschlägen zur friedlichen, 
vollständigen und dauerhaften Abrüstung.

Diese Vorschläge beinhalten unter anderem die 
dauerhafte Überwachung einsch lägiger Anlagen und 
w irksame Kontrollen des Exports, aber auch des 
Endverbleibs kritischer Güter - unter Einbeziehung vo r 
allem, aber n icht nur der Anrainerstaaten.

Inspektionen und Kontrollen sollten auch dazu führen, 
dass w ir Erkenntn isse über den Handel m it verbotenen 
Kampfstoffen und Komponenten sowie die 
entsprechenden Vertriebswege zum weltweiten Kam pf 
gegen die Verbre itung von Massenvernichtungswaffen 
nutzen.

Die Anrainerstaaten des Irak müssen stärker als b isher 
eingebunden werden. Die explosive Lage in der Region
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sowie die dort vorhandenen Waffenpotentiale erfordern 
eine umfassende Kooperation.

W ir dürfen und wollen die Nachbarstaaten des Irak und 
seine Partner in der Arabischen Liga nicht aus ihrer 
Verantwortung fü r eine fried liche Lösung entlassen.

Meine Damen und Herren,

w ir stellen uns unserer Verantwortung für den Erhalt 
des Friedens.

Es kann nicht verkehrt sein, se lbst fü r die allergeringste 
Friedenschance noch außergewöhnliche Anstrengungen 
auf sich zu nehmen. D iese Einschätzung wird im 
übrigen auch von der Mehrheit unserer europäischen 
Nachbarn sowie der S icherhe itsratsm itg lieder geteilt.

Deswegen unterstützen w ir auch den Vorschlag der 
griechischen
EU-Präsidentschaft zu r Einberufung eines Sondergipfels 
am kommenden Montag. Die Europäische Union 
schuldet ihren Bürgern eine gem einsame Haltung in der 
Frage von Krieg und Frieden.

Deutschland Ist bereit, a lle M ittel, die w ir für ein 
nachhaltiges, verschärftes Inspektionsregim e zur 
lückenlosen Abrüstungskontro lle  mobilisieren können, 
zur Verfügung zu stellen.

Welches die besten Mittel sind, werden wir in enger 
Absprache m it den Inspekteuren und unseren Partnern 
im S icherheitsrat beraten.

Dabei sind w ir fest davon überzeugt:

Es gibt noch A lternativen. Es ist n icht zu spät, die 
Entwaffnung des irakischen Regimes friedlich zu 
erreichen.

Nicht nur im S icherheitsrat, n icht nur in der 
Europäischen Union, sondern auch im Bundestag 
werden w ir uns weiter um eine breite Mehrheit für eine 
gemeinsame Position im Interesse unseres Landes
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bemühen.

Die Bürgerinnen und Bürger in unserem Land haben 
ebenso wie unsere Freunde und Verbündeten einen 
Anspruch darauf, von uns klare Antworten zu erhalten. 
Insbesondere au f die Frage, ob w ir uns an e iner 
M ilitäraktion beteiligen werden oder nicht.

Die Bundesregierung hat diese Frage m it Nein 
beantwortet. Dabei b le ibt es.

Vor allem aber m üssen sie darauf vertrauen können, 
dass w ir alle erdenklichen Anstrengungen 
unternehmen, eine fried liche Lösung zu finden.

Ich will nicht akzeptieren, dass es nur darum geht, 
krieg zu führen m it den Freunden oder dem Frieden 
eine Chance zu geben ohne sie.

W ir können den Irak entwaffnen ohne Krieg. Diese 
Chance zu nutzen ist Inhalt m einer Verantwortung.

Gewiss, es g ibt auch in unserem  Land eine Koalition der 
W illigen fü r einen Krieg. Die CDU/CSU gehört dazu. 
Ihnen setzen w ir m it der Mehrheit in unserem Volk den 
Mut zum Frieden entgegen.

Das ist das Mandat von Rot-Grün, das uns am 22. 
Septem ber 2002 gew ährt wurde. Daran halten w ir uns.

Ich danke Ihnen!


